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aber doclh dem öffentlichen Verkehre unbefchränkt
übergebern werden follen, if’c den betreffenden Grund-
befitzern nur mit Zuftimmung des Gemeindevorftands
und Genehmigung der Polizeiverwaltungsbehörde
unter Einhaltung der von derfelben ertheilten Vor—
fchriften gettattet.

Artikel 3 I.

Die größte zuläffige Höhe der Privatgebäude an
beiderféits angebauten oder anzubauenden Ortsftraßen
von normalmäfsiger Breite (Art. 10) fell, von der
Oberfläche der Straße bis zur Dachtraufe gemeffen,
die Breite der Straße mit Einfchluß der Trottoirs
und der Vorgärten in der Regel nicht um mehr wie
2m überfteigen.

Ifl: die Straße längs des Gebäudes nicht gleich
breit oder ift die Höhenlage der Straße eine an-
fieigende, fo find die Durchfchnittsgrößen für die
Höhe der Gebäude maßgebend.

Von Stockwerken in gebrochenen Dächern (Man—
iardenftockwerken), Zwerchhäufern und gegen die
Straße gerichteten Giebeln wird die halbe Höhe
der Höhe des Gebäudes bis zur Dachtraufe zu-
gerechnet.

Auf Privatgebäude an öffentlichen Plätzen und
Straßen, welche nur auf einer Seite bebaut wer-
den dürfen, finden voritehende Beftimmungen keine
Anwendung.

Localpolizeireglements können nähere Beftim-
mung treffen über die im Allgemeinen zuläffige
größte Höhe von Privatgebäuden, die an engen
oder an mehreren Straßen von ungleicher Breite ge-
legen find.

 

 

Artikel 38.

Gebäude aller Art dürfen an Eifenbahnen nicht
in geringerer Entfernung als 7,5om von der Kante
des Bahnkörpers oder von der Grenze eines Bahn
hofs errichtet werden.

Bei Gebäuden, welche äußere \Nandbekleidungen
oder Bedachungen von brennbaren Stoffen erhalten,
oder in welchen leicht entzündliche Stoffe zubereitet
oder aufbewahrt werden follen, mufs die Entfernung
mindeftens 20m betragen. Auf die zum Betrieb der
Eifenbahn erforderlichen Gebäude finden diefe Be-
fiimmungen keine Anwendung.

In Fällen, in welchen keine Bedenken hinficht»
lich der Feuersgefahr oder des Betriebs der Eifen-
bahn beftehen, oder in welchen umgekehrt die be-
zeichneten Entfernungen nicht als ausreichend er-
fcheinen, können geringere Entfernungen zugelaffen,
bezw. größere Entfernungen verlangt werden.

Den Ortsitatuten bleibt es überlaffen, zu be—
itimmen, in welcher Entfernung von Friedhöfen
Wohngebäude errichtet und Brunnen gegraben wer—
den dürfen.

Ueber die Entfernung neuer Bauten von Land-
1'traßen, Wafenplätzen und Lagerplätzen, fo wie von
öffentlichen Waifern iit durch allgemeine Verord—
nung oder Localpolizeireglements oder im einzelnen
Falle durch polizeiliche Verfügung Beftimmung zu
treffen. In diefer Richtung beitehende Beitimmungen
werden durch gegenwärtiges Gefetz nicht aufgehoben.

Außerhalb des gefchloifenen Wohnbezirks oder
des Ortsbauplans kann die Errichtung von Gebäuden
im einzelnen Falle aus feuer— oder ficherheitspolizei-
lichen Gründen unterfagt werden.

B. Ortsftatute.

VII.

Ortsftatut für die Stadt Berlin vom 8. October 1875,
betreffend Bauverbot an unfertigen Straßen.

Auf Grund des @. II der Städte—Ordnung vom
30. Mai 1853 und des @. 12 des Gefetzes vom
2. Juli 1875 (Gefetzfammlung S. 561) wird für den
hiefigen Gemeindebezirk Folgendes heftimmt:

@. I.

Wohngebäude dürfen an Straßen oder Straßen-
theilen, nach welchen fie einen Ausgang haben,
nur errichtet werden, wenn diefe Straßen oder
Straßentheile den baupolizeilichen Vorfchriften ge—

mäfs befeitigt, entwäffert und mindeftens mittels
einer regulirten Straße zugänglich find.

@. 2.

Ausnahmen in Einzelfällen mit Rückficht auf Um—
fang, Beftimmung, örtliche Lage etc. der beabfich—
tigten Bauten können vorbehaltlich der Zuftimmung
der Baupolizeibehörde von der ftädtifchen Bauver—
waltung bewilligt werden.
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VIII.

Ortsftatut für die Stadt

betreffend Aufbringung

Auf Grund des @. II der Städte-Ordnung vom

30. Mai 1853 und des @ 15 des Gefetzes vom

2. Juli 1875 (Gef.-S. S. 651) wird für den hiefigen

Gemeindebezirk. Folgendes beftimmt:

A. Anlage neuer Straßen durch die Stadt—

gemeinde.

1. Verpflichtung der Adjacenten zur Er-

itattung der Anlagekoften.

@. I.

Bei der Seitens der Stadtgemeinde erfolgenden

Anlage einer neuen, oder bei der Verlängerung einer

fchon bef’tehenden Strafse, welche zur Bebauung be—

ftimmt if’t, find die Befitzer der angrenzenden Grund-

ftücke, fobald auf denfelben Gebäude an (liefen

Straßen errichtet werden, verpflichtet, der Stadt»

gemeinde diejenigen Ketten zu erf‘catten, welche ihr

für die Freilegung, erfte Einrichtung, Pflafterung

und Entwäfiertlng der Straße erwachfen.

@. 2.

Zu den Kofien der Freilegung gehören auch die

Kofien der Erwerbung des Grund und Bodens der

Straße einfchliefslich des Bürgeriteiges.

Ill: das Strafsenland zum Theil unentgeltlich von
angrenzenden Grund1'tücken abgetreten worden, fo
wird behufs Fel'tftellung des auf die einzelnen adja»

cirenden Grundflücke entfallenden Antheils an den
Grunderwerbskoften das unentgeltlich abgetretene
Terrain mit dem vom Magiftrat, unter Berückfichti-

gung des Preifes des entgeltlich erworbenen Ter-
rains, feftgeftellten Werthe bei der Ermittelung der
Gefammtkoften in Rechnung geflellt, demnächft aber
denjenigen Adjacenten auf ihren Beitrag zu den Ge-
fammtkoften in Abzug gebracht, von deren Grund-
ftücken das Strafsenland unentgeltlich abgetreten ift.

5- 3.
Zu den Ketten der erften Einrichtung und Pflaite—

rung gehören insbefondere auch diejenigen der Her—
ftellung des Anfchluffes an Nebenfh'afsen, fo wie der
Ueberfahrts- und Uebertrittsbrücken.

Als Kalten des zur erften Pflafterung verwendeten

Materials incl, Arbeitslohn wird ein alljährlich durch
Communalbefchluß pro QuadrabMeter feftzufiellender
Preis in Rechnung gettellt. Derfelbe foll für Haupt-
und Nebenftraßen verfchieden fein und den Preis
der nach Communalbefchluß für derartige Straßen

 
 

Berlin vom 7. März 1877,

der Strafsenanlagekoften.

zuläffigen geringiten Qualität I‘flafter nicht über»

Reigen. '
Ob eine Straße als Haupt- oder Nebenftrafse zu

erachten, wird durch den Magiflrat feftgeltellt.

Die Kofien der Herftellung von Promenaden,
Baum— und anderen Pflanzungen find nicht zu er—
Ratten.

2. Feftftellung und Vertheilung der Anlage.

koften auf die zur Erftattung Ver-

pflichteten.

5- 4-
Für Vertheilung der Gefammtkoften gilt derjenige

zufammenhängende Straßentheil als Einheit, defi'en

Regulirung zu derfelben Zeit erfolgt ifi.

& 5.
Bei Straßen von mehr als 26m Breite ift von

den Koflen der Gefammtanlage ein, nach dem Ver»
hältnifs von 26111 zu der Gefammtbreite der Straßen
berechneter Beitrag von den Adjacenten zu erftatten,

der Ueberreft fällt der Stadtgemeinde zur Laß.

@. 6.

Der nach 5.1 bis 5 zur Einziehung gelangende

Betrag wird durch den Magiitrat vorbehaltlich des

Befchwerdewegs endgiltig feftgeftellt und auf die

angrenzenden Grundftü0ke nach Verhältnifs der Länge

ihrer, die Straße berührenden Grenze vertheilt.

%. 7.
Die Zahlung der nach 5.1 bis 6 zu leiftenden

Beiträge hat gegen Ertheilung der Bauerlaubnifs zur
Errichtung von Gebäuden an neuen Straßen refp.
Strafsentheilen zu erfolgen.

Steht zur Zeit der Ertheilung derfelben der Bei—

trag des betreffenden Adjacenten noch nicht fett, fo
iit von demfelben, fo fern es der Magiftrat für er—
forderlich und angemeffen erachtet, eine von Letzterem

der Höhe nach zu beftimmende Caution in baarem

Gelde oder in depofitalmäßigen Papieren zu bettellen,

aus welcher die Tilgung des demnächft ermittelten

Beitrags in erfter Linie erfolgt. Für den etwaigen

Ueberreft bleibt das Grundflück verhaftet.

@. 8.

Der Magil'trat it‘s befugt, mit Rückficht auf die

Vermögenslage der Zahlungspflichtigen für die Ent—

richtung der Beiträge Ratenzahlung oder Zahlungs-

 



frift bis zu1 höcht’tens 2 jahren von der Fälligkeit
ab zu bewilllligen.

B. Anlegern und Unterhaltung neuer, im Be-
bauungsplan feftgeftellter Straßen durch Unter-

nehmer oder Adjacenten.

I. Anlage der Strafsen.

%. 9-
\Venn Umternehmer oder Adjacenten eine im Be—

bauungsplan feftgeftellte Straße oder einen Theil
einer folchem anlegen wollen, fo ift die Genehmigung
dazu bei denn Magiftrat nachzufuchen, abgefehen von
der außerdem erforderlichen Genehmigung der Bau-
polizei.

Zu dem Behufe ift ein Situationsplan und ein
Nivellementsnalan derfelben, aus welchen insbefondere
auch der Anffchlufs der herzuftellenden Entwäfferungs
anlagen an dlie befiehenden öffentlichen Anlagen er-
fichtlich ift, und zwar in je 5 Exemplaren einzu—
reichen.

Den Unteernehmern etc. Reben für die Ausarbei—
tung der bettreffenden Pläne die bei dem Magiftrat
befindlichen eeinfchlagenden Materialien zur Benutzung
auf ihre Koiften durch ihre Sachverftändigen offen,
fo weit das ‘Verwaltungsintereffe es geftattet.

Der Situationsplan muß die in die Straße fallen-
den und an] diefelbe angrenzenden Grundfläche bis
auf 30m Emtfernung von den Strafsenfluchtlinien,

deren Grundlbuch-Bezeichnung und Befitzer erfieht«
lich machen.

Die Genelhmigung kann nur verfagt werden, wenn
Gründe des öffentlichen Intereffes der Herltellung
der Straße eintgegen Ptehen.

Die betretffenden Gründe find in dem Verfagungs-
Befcheide anzcugeben.

@. IO.

Erklären ”ich die Unternehmer refp. Adjacenten
zur Ausführumg der Strafsenanlage gemäß der er—
theilten Genelhmigung bereit, oder nehmen fie die
Ausführung thatfächlich in Angriff, fo find fie ver-
pflichtet, die Straßenanlage innerhalb der in der
Genehmigung gefiellten Frift zu vollenden, widrigen—
falls die erforderlichen Arbeiten von der Stadt—
gemeinde für Rechnung der Unternehmer refp. Adja-
centen ausgeführt werden können. Das zur Straßen
anlage erforderliche Terrain ift vor Beginn der
Arbeiten zur Herftellung derfelben an die Stadt-
gemeinde zu übereignen und auf deren Verlangen
pfandfrei zu Hellen.

Ob die Herftellung bedingungsmäßig erfolgt ift,
entfcheidet der Magiftrat, bei welchem die Abnahme,
nbgefehen von der baupolizeilichen Abnahme, be-
antragt werden muß.  
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2. Unterhaltung.

%. II.

Die Unterhaltung der gemäß @. 9 ff. angelegten
Straßen geht, fobald diefelben bedingungsmäßig
hergefiellt find, auf die Stadtgemeinde über, dagegen
haben die Unternehmer refp. Adjacenten — letztere
fo weit fie nach diefem Statute zu den Koften der
neuen Straßenanlage beitragspflichtig find —— ent-
weder

a) die Kelten diefer Unterhaltung oder
b) einen alljährlich durch Communalbefchlufs

feftzufetzenden Beitrag zu denfelben
bis zum Ablauf des auf das jahr des Beginnes der
Unterhaltung folgenden vierten Kalenderjahres zu
tragen.

In dem Falle & wird der Betrag der l(often durch
den Magiftrat definitiv feftgeftellt.

Die Kof‘ten der Unterhaltung oder der Beiträge
zu diefen werden erforderlichen Falls im Wege der
adminil'trativen Execution eingezogen.

%. 12.

Es foll geltattet fein, die im @. II auferlegte
Unterhaltungspflicht durch Zahlung eines Kapitals
abzulöfen, welches nach dem Flächen-Inhalte der zu
unterhaltenden Strafsenftreeke und nach dem pro
Quadrat—Meter alljährlich durch Communalbefchlufs
feftzuf’tellenden Einheitsfatze zu berechnen ift.

C. Anlage neuer, im Bebauungsplane noch
nicht feftgeftellter Straßen durch Unternehmer.

5- 13.
Den Anträgen auf Genehmigung von Straßen»

anlagen in Abänderung oder Ergänzung des Be—
bauungsplans find Situations- und Nivellementspläne

in der vom Magittrat für nothwendig erachteten An-
zahl und Befehaffenheit beizufügen.

Auch ift auf Erfordern der Nachweis zu führen,
in welcher Weife die Ausführung der Anlagen ge-
fichert ift.

D. Anbau an vorhandenen unbebauten Straßen.

@. 14.

Von den Grundftücken‚ welche an einer zur Zeit
des Erlaffes diefes Statuts fchon vorhandenen, bisher
unbebauten Straße oder einem folchen Strafsentheile
liegen, ift, fobald diefe Grundfhicke an der Straße
bebaut werden, das zur Freilegung der Straße in
der durch den Bebauungsplan oder fonft in vorge-
fchriebener Weife feftgeftellten Breite erforderliche
Terrain bis zur Mittellinie der Straße unentgeltlich

abzutreten, freizulegen, in das vorgefehriebene Niveau
zu bringen und zu pflaftern. Bei Straßen von mehr
als 26m Breite erfireckt fich diefe Verpflichtung auf

13m der Straßenbreite.
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E. Allgemeine Vorfehriften.

5.15.

Der Stadtgemeinde iteht das Recht zu, in den

Fällen der gg. 9 und 13 diefes Statuts die AuS»

führung der Strafsenanlagen im öffentlichen Interetfe

felbft für Rechnung der Unternehmer zu übernehmen.

In (liefern Falle finden, fo weit nicht befondere Ver-

einbarungen getroffen find, die Vorfchriften der 55.1

bis 8 diefes Statuts Anwendung.

@ 16.

Als Anlage einer neuen Strafse im Sinne diefes

Statuts gilt auch die Umwandlung eines unregulirten

Weges oder einer Landftrafse in eine ftädtifche

Strafse.

IX.

Ortsftatut vom 13. März 1890,

betreffend die Bebauung in dem Stadtbezirk Köln.

Auf Grund der gg. 12 und 15 des Gefetzes be-

treffend die Anlegung von Strafsen und Plätzen in

Städten und ländlichen Ortfchaften vom 2. juli 1875

wird für den Stadtbezirk Köln unter Aufhebung der

bisher innerhalb deffelben geltenden Ortsftatute,

welche denfelben Gegenftand betreffen, nachftehendes

()rtsftatut erlaffen:

I. Vom Bauen an neuen oder an fchon vor-

handenen, aber noch unbebaut gewefenen

Strafsen und Strafsentheilen.

I. Verpflichtung der Grundeigenthümer.

@. I.

Wird an einer von der Stadt nach dem 21. No—

vember 1878, dem Tage des Inkrafttretens des bis-

herigen Ortsflatuts betreffend die Bebauung für Alt-

Köln, neu angelegten, verlängerten oder damals zwar

fchon vorhandenen aber unbebaut gewefenen Strafse

bezw. Strafsenflrecke ein Gebäude errichtet, fo ift

der Eigenthümer verpflichtet, die antheiligen Koflen

der Freilegung, der erften Einrichtung, Entwäfferungs-

und Beleuchtung5»Vorrichtung der Strafse, fo wie der

Unterhaltung während der eriten fünfjahre zu tragen.

5. 2.

Die Kofien der Freilegung begreifen die Grund-

erwerbskoften in fich.

Ift das Strafsenland zum Theil unentgeltlich oder

zu einem geringeren Preife von Eigenthümern an-

grenzender Grundfiücke abgetreten worden, fo wer-

den behuf Feftflellung des auf die einzelnen an»

grenzenden Grundftücke entfallenden Antheils an den  

Erwerbskoften die unentgeltlich oder zu einem
billigern Preife abgetretenen Bodentlächen mit ihrem
vollen Werthe unter Berückfichtigung des Preifes
der zum vollen Werthe erworbenen Bodenflächen
bei der Ermittelung der Gefammtkoften in Rechnung
geflellt, demnächfl; aber denjenigen Anliegern auf
ihren Beitrag zu den Gefammtkoflen in Abzug ge-
bracht, von deren Grundfliick das Strafsenland un—
entgeltlich oder zu einem geringeren Preife abgetreten
ift. Der Werth vorhandener, der Stadt zugehöriger,
in die Strafse gefallener \Vegeflächen bleibt hierbei
aufser Anfatz.

Die Feflfetzung des VVerthes der zu einem ge»
ringeren Preife oder unentgeltlich abgetretenen
Flächen erfolgt durch drei im einzelnen Falle von
der Stadtverordneten‚Verfammlung zu ernennende
Sachverfländige.

@. 3.

Zu den im @. I erwähnten Koften gehören ins-

befondere:

I) Die Kofien der Erdarbeiten, die Herftellung

der Strafsendecke und der Bürgerfteige in
der von der Stadtverordneten-Verfammlung

zu beftimmenden Weife, die Kofien des ge-

ordneten Anfchluffes an andere Strafsen, fo
wie diejenigen der Einwölbung von im Zuge

der Strafse liegenden \Vafferläufen.

In der Regel ift für die Strafsendecke das

befte ortsgebräuchliche Steinpflafter, für die

Bürgerfteige Afphalt oder Pflafter aus flach»

köpfigen, ebenen, quadratifchen Steinen gleicher

Gröfse zu verwenden;

2) Die Koften der Canalifation mit Ausfchlufs

derjenigen der Klärftation.  
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2. Vertheilung der Koften auf die

Zahlungspflichtigen.

@. 4.

Für die Vertheilung der Anlage- und Unterhal-

tungskoften, mit Ausnahme derjenigen der Canali-
fation, gilt jede Strafse in ganzer Länge oder in der
von der Stadtverordneten-Verfammlung feftzufetzen-

den Theilftrecke mit Einfchlufs der Strafsenkreuzungen

als ein Ganzes. Die Vertheilung auf die einzelnen

Grundftücke gefchieht nach der Länge ihrer Strafsen-
front.

Die Koften der Canalifation werden dagegen für

das Frontmeter nach einem Einheitsfatze von der

Stadtverordneten»Verfammlung fefcgefetzt, welcher

die Höhe desjenigen Betrages nicht überfchreiten

darf, der froh ergiebt, wenn die Gefammtkoften der

Strafsenleitungen, der Regenausläffe und der Zulei

tung bis zur Klärftation, fo wie die Kelten der

Hausanfchlüffe, fo weit fie fiädtifcherfeits hergeftellt
werden, durch die Gefammtlänge der an den Strafsen-

leitungen liegenden bebauungsfähigen Fronten divi-

dirt werden. _

Eckgrundfftücke zahlen ihre entfprechenden An—

theile für die Strafsen, an welchen fie liegen.

ä- 5-
Erhält eine Strafse eine Breite von mehr als

26 m, fo befchränkt lich die Beitragspflicht der An—

lieger auf die Breite von 13 m.

3. Fälligkeit der Beiträge und deren

Einziehung.

@. 6.

Die Zahlung der nach 55. I bis 5 zu leiftenden

Beiträge hat zu erfolgen, fobald Gebäude an der
Strafse oder Strafsenflrecke errichtet werden.

5- 7-
Die Einziehung der Beiträge als öffentliche Wege—

baulaft erfolgt im Wege des Verwaltungs-Zwangs—

verfahrens.

II. Anlegung neuer Strafsen durch Unter—

nehmer.

g. s.
Die Genehmigung zur Anlegung neuer Strafsen

durch Unternehmer erfolgt nur, wenn clieiAnlegung
dem öffentlichen Intereffe nicht widerfpricht. Die
näheren, ficher zu ftellenden Verpflichtungen folcher
Unternehmer werden durch fchriftlichen Vertrag feft—
gefetzt. In allen Fällen hat der Unternehmer die
zur Strafsenanlage erforderliche Bodenfläche der Stadt
eigenthümlich zu überweifen und die in den 5%. I
bis 4 feftgeftellten Verpflichtungen zu erfüllen.  

@. 9.

Es fleht der Stadtverordneten-Verfammlung im
Einzelfalle frei, zu befehliefsen, dafs die Arbeiten
zur Herftellung einer Strafse dem Unternehmer nicht
überlaffen, fondern ganz oder theilweife für deffen

Rechnung vom [lädtifchen Bauamte ausgeführt wer—

den. Die Canalifation wird in allen Fällen von der
Stadt ausgeführt und nach dem Einheitsfatze des @. 4

dem Unternehmer in Rechnung gefiellt.

III. Vom Bauen an noch nicht fertig geftellten

Strafsen und Strafsentheilen.

@. 10.

An Strafsen oder Strafsentheilen, die noch nicht

in Gemäfsheit der baupolizeilichen Beftimmungen

für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig

gefiellt find, kann die Errichtung von Wohngebäuden,

die nach diefen Strafsen einen Ausgang haben, nur

ausnahmsweife von dem Gemeindevorftande, vor-

behaltlich der Zuftimmung der Polizeibehörde ge-

ftattet werden.

IV. Befchränkung der Anforderungen beim

Bauen in den Vororten.

@. II.

Für die Vororte gelten die vorftehenden Be«

ftimmungen mit folgenden Ausnahmen:

I. Der im 5.1 angegebene Zeitpunkt beftimmt

{ich in den Vororten nach dem Tage des In-

krafttretens der dort bisher beftandenen Orts-

ftatute betreffend die Bebauung, das ift für:

a) die ehemalige Gemeinde Ehrenfeld der

24. Mai 1876,

h) die ehemalige Gemeinde Kriel der 18.]uli

1876,

c) die ehemalige Gemeinde Nippes (die Ort—

fchaften Nippes, Mauenheim und Riehl)

der 7. October 1876,

(1) den eingemeindeten Theil von Rondorf

der 25. November 1876,

e) die ehemalige Gemeinde Müngersdorf der

2. September 1877.

Soweit in den Vororten bisher Ortsftatute

betreffend die Bebauung nicht beftanden‚ ift

der Tag des Inkrafttretens diefes Statuts mafs—

gebend.

2. Für die ehemaligen Gemeinden Deutz, Ron-

dorf, Efferen, Ehrenfeld, Nippes, fo weit folche

mit der Stadt Köln vereinigt find, für den

Theil der ehemaligen Gemeinde Kriel öftlich

der militärifchen Ringftrafse, für die Katafter-

Huren 35, C, D, E, F und G der ehemaligen

Gemeinde Müngersdorf und für die Katafter—

flur 0 der ehemaligen Gemeinde Lengerich ‚_
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kann bei Nebenftrafsen ein geringeres als das

im @. 3 vorgefehene Pflafter zugelaffen werden.

. Für die ehemalige Gemeinde Poll und diei
n

unter 2 nicht benannten Theile der ehemaligen

Gemeinden Kriel, Müngersdorf und Lengerich

befchränkt fich die Leifiungspflicht eines bauen—

den Anliegers auf die unentgeltliche Abtretung

des Strafsenlandes und einen Geldbeitrag,

welcher der Befeitigung des Fahrweges mit

Bafaltkleinfchlag, der Herftellung einer ge«

pflafierten Rinne und eines erhöhten, mit

Randfteinen eingefafften, bekiesten Fufsweges

entfpricht. Wird eine andere Art der Ent-

wäfferung und eine Beleuchtung für geboten

erachtet, fo kommen die desfallfigen Kofien

in Rechnung.

Auszug aus dem Orts-Bauftatut für Darmftadt vom 26. Mai 1886.

@. I.

Die Grenzen der Bebauung find durch den Stadt»

bauplan gegeben.

In diefem Plane, welcher auf Grofsherzoglicher

Bürgermeifterei in den Gefchäftsftunden zur Einficht

offen liegt, find die Strafsen in nachfiehender Weife
eingetragen :

a) ausgebaute Strafsen ohne befondere Farbe mit

Begrenzung durch die roth angelegten Gebäude,

b) eröffnete Strafsen gelb,

c) noch nicht eröffnete Strafsen braun,

d) bei Strafsen mit Vorgärten find letztere grün

angedeutet,

e bei Strafsen, die nur auf einer Seite bebaut\
/

werden dürfen, ii“: die nicht zu bebauende

Seite ebenfalls durch eine grün angelegte Fläche

bezeichnet.

@. 2.

Als Strafsen, welche nur auf einer Seite bebaut

werden dürfen, find vorerft folgende beftimmt:

I. Beckftrafse zwifchen Soder— und Blumenflrafse;

2. Blumenthalftrafse zwifchen Pallaswiefenftrafse

und Frankfurterftrafse;

3. Innere Ringfirafse zwifchen Frankfurter— und

Erbacherfirafse.

@ 3.
Zur Benutzung als Bauplatz iit eine Fläche nicht

mehr geeignet:

a) wenn fie weniger als 60 qm enthält, oder

b) wenn auf ihr kein Gebäude von 5m Front

und 9m Tiefe mit zweifeitiger Beleuchtung

unter Wahrung der Vorfchriften des Art. 37

der allgemeinen Bauordnung, Abf. I und 3,

fo wie der Befiimmungen des Local—Polizei»

Reglements zu diefem Artikel errichtet wer—

den kann.  

g,. 4.

Sind zum Zwecke der Schliefsung eines Ge—

meindewegs Grundftücke Seitens der Stadt er—

worben werden, fo werden diefelben auf Verlangen

der unmittelbar angrenzenden Grundbefitzer an

diefe in Eigenthum abgetreten, unter folgenden Be—

dingungen: '

a) Das Verlangen mufs innerhalb einer Friit von

6 Monaten nach erfolgter Erwerbung diefer

Grundftücke fchriftlich bei Grofsherzoglicher

Bürgermeifterei kundgegeben werden.

b) Die Anlieger müffen fich bereit erklären, für

das an fie abzutretende Gelände der Stadt die

vollen Ketten der Erwerbung der Grundftücke

zurückzuzahlen.

Aus dem Preife des Geländes und den Unkoften

bei der Erwerbung berechnet fich mit Rückficht auf

die Größe der Fläche der Einheitspreis, welcher pro

Quadrat-Meter von den Anliegern zu zahlen iit. Der

zur Abtretung kommende Gemeindeweg ift mit dem

gleichen Preis pro Quadrat-Meter der Stadt zu ver»

güten, wie die Grundftücke. War der Preis bei der

Erwerbung mehrerer Grundflücke an der neuen

Strafse verfchieden, fo wird ein Mittelpreis für

den Verkauf aus den Gefammtkoften der Erwerbung

feftgefizellt.

Den Gefarnmtkoften der Erwerbung werden auch

Zinfen zu 4 Procent des Erwerbspreifes von der

Zeit des Erwerbs durch die Stadt zugefchlagen,

im Falle fich die Erwerbung Seitens der Anlieger

durch ihre Schuld über 8 Monate, von der Zeit

der Erwerbung an gerechnet, verzögert.

%. 5.

Aufserhalb der durch den Stadtbauplan feftge-

fiellten Bauqiiartiere follen in der Regel keine neuen

Gebäude errichtet werden.
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g. 6.
In den noch nicht eröffneten Strafsen fell das

Bebauen nur an den Enden, welche auf fchon er—

öffnete Strafsen aufftofsen, geflattet werden. Der

Bauende hat aber dann das zur neuen Strafse er—

forderliche Gelände, fo weit fein Befitzthum reicht,

an die Stadt um den Preis von 70 Pfennig pro

Quadrat-Meter abzutreten und zwar frei von allen

Laften.

Zur Zahlung des Kauffchillings ift die Stadt erft

verpflichtet, wenn der gröfsere Theil der neuen

Strafse, bis zur nächften Querftrafse gerechnet, als

bebaut anzufehen ift oder wenn die Strafse früher

eröffnet wird. In diefem Falle erfolgt die Zahlung

alsbald nach (liefer Eröffnung.

5- 7-
Soll ein Gebäude, welches nicht Eckhaus an einer

fchon eröffneten Straße ift und fich nicht an fchon

erbaute Häufer in der uneröffneten Strafse unmitteL

bar anreiht, in einer noch nicht eröffneten Strafse

errichtet “werden, fo kann (liefes geftattet werden,

wenn der Stadt das ganze Strafsengelände — von

dem projectirten Baue an bis zur nächften eröffneten

Querltrafse —-— koften- und laftenfrei in Eigenthum

abgetreten wird, Nach der Eröffnung der Strafse

leiftet die Stadt eine Rückvergütung von 70 Pfennig

pro Quadrat-Meter Strafsengelände.

g. s.
a) Bis zu dem Zeitpunkte,

Strafse Seitens der Stadt eröffnet wird, find

an welchem eine

alle diejenigen Vorkehrungen, welche durch

die Ortspolizeibehörde in Bezug auf Waffen

abführung, Fahrbarmachung etc. gefordert

werden follten

hierzu geeigneten Querftrafse von dem be»

und zwar bis zur nächften

treffenden Eigenthümer und, wenn es mehrere

find, unter gegenfeitiger folidarifcher Haftbar-

keit derfelben auf eigene Kofien und Gefahr

zu bewirken. Entftehen der Stadt aus einer

etwaigen Verfäumnifs Kelten, fo ift diefelbe

jederzeit befugt, den Zugang über ihr Eigen

thum zu verbieten und zu verhindern.

b) So lange die Strafse nicht vollftändiges Eigen

thum der Stadt und nicht eröffnet ift, kann

weder auf Chauffii‘ung, noch Pflafterung der

Goffen, noch auf Canäle, Wafferleitung oder

Beleuchtung Anfpruch gemacht werden.

%. 9—
Sobald der gröfsere Theil der neuen Strafse, bis

zur nächften Querftrafse gerechnet, als bebaut anzu-

fehen ift und die Stadt das Gelände in Eigenthum

hat, foll die Strafse eröffnet und fahrbar gemacht,

fo wie die Pflafterung der Goffen und die VVaffer-

und Gaszuleitung bewirkt werden.  

Die Herfiellung der Strafsencanäle kann erft be.—
anfprucht werden, wenn die bezüglichen Haupt- und

Sammelcanäle des fraglichen Bauquartiers vollendet
find.

@. 10.

Die Laften, welche die Anlieger bei den Strafsen»

herftellungen zu tragen haben, beftehen:

a) In der Hälfte der Koflen der Anlage des

Trottoirs, jedoch nicht über eine Gefammt—

breite von 2,50 m. Die Anfchaffung und das

Verfetzen der Wandfteine gefchieht auf Koften

der Stadt. Hierbei

Afphaltirung auf Beton, einer Cementirung

oder einer Pflafterung mit gutem Melaphyr

oder einer Herftellung aus gleichwerthigem

Material, je nachdem die Ausführung in dem

einen oder anderen Materiale erfolgt, bei der

Berechnung zu Grunde gelegt.

Bei Ausführung feineren Pflafters (Mett-

1acher Plättchen u. dergl.), welches mehr als

die genannten koftet, tragen die Anlieger nur

die Ketten einer Herfiellung in Afphalt und

die Mehrkoften bezahlt die Stadt. Der Stadt-

vorftand befiimrnt nach Anhörung der be-

treffenden Hausbefitzer einheitlich für die

ganze Strafse das Material zu den Trottoirs

und läfft die Ausführung durch das Stadt-

bauamt bewirken.

Die auf die Befitzer entfallenden Kelten

für die Trottoirherftellungen werden im Ver?

hältnifs der Länge der Grundftücke an der

Strafse ausgefchlagen und von den Befitzern

innerhalb 6 Monaten nach Vollendung der

Arbeit durch die Stadtkaffe erhoben. Bei

Zahlungsfäumigkeit erfolgt die Beitreibung

nach den Vorfchriften über Einbringung der

Communal—lntraden. Die Kelten der an den

Enden und Kreuzungen der Strafsen über die

Hauptfiucht vortretenden Trottoirflächen find

von dem Befitzer des bezüglichen Eckgrund—

Pcücks nach der Eingangs angegebenen Be-

rechnungsweife zu tragen.

b) In den Mehrkoften der Erwerbung von

Strafsengelände über den Preis von 70 Pfennig

pro Quadr.-Meter. Wenn insbefondere bei

der Eröffnung der Strafse die Expropriation

von Privatgelände neben der Strafse noth—

wendig wird, fo werden die Koften diefer

Erwerbung, abzüglich des Erlöfes aus diefem

Gelände, auf die Anlieger im Verhältnifs der

Länge ihrer Grundftücke an der Strafse aus-

gefchlagen. Zu dem Ende werden die expro-

priirten Grundftücke verfieigert‚ Ein etwaiger

Mehrerlös fällt dem früheren Eigenthümer

des expropriirten Grundftückes zu.

wird der Preis einer
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%. 11.

Wenn die Stadt vor befiehendén Hofraithen, fo

wie vor Neubauten, Gärten und Bauplätzen, welche

noch keine fetten Trottoirs befitzen, folche Trottoirs

herrichten will, dann find die Anlieger verpflichtet,

die Koflen der ganzen Herftellung einfchliefslich der

Wandtteine zu tragen, jedoch nicht über eine Breite

von 2,50 m.

%. 12.

Die Unterhaltung der beftehenden Trottoirs über—

nimmt die Stadt; die Umlegung und Neuherftellung

gefchieht dagegen auf Koflen der Anlieger durch

die Stadt und zwar nach %. Ioa. Wird das Auf—

reifsen und Wiederherftellen von Trottoirs durch

die Anlieger veranlafft, fo werden die erforderlichen

Arbeiten auf Kof‘ten derfelben ebenfalls durch die

Stadt vorgenommen.

Die Nothwendigkeit der Umlegung oder Neuber-

ftellung eines Trottoirs unterliegt der Befch1ufs-

faffung der Stadtverordneten-Verfammlung und zwar

kommt es hierbei nicht darauf an, ob fich die

Trottoirs vor dem einen oder anderen Haufe in

einem Zuflande befinden, welcher die Erneuerung

nicht unbedingt nothwendig erfcheinen läfft.

Die Beitragspfliclit regelt fich nach %. IO.

%. 13.

Die Ketten werden bei diefen Trottoirherftel-

lungen von den Hausbefitzern innerhalb 6 Monaten

nach der Ausführung durch die Stadtkaffe erhoben

und erforderlichen Falls nach den Vorfchriften des

%. 10 beigetrieben.

Die Vorlage an die Bauhandwerker leiftet die Stadt.

Detaillirte Berechnungen für den Beitrag werden

für die Betheiligten auf dem Stadtbauamt zur Ein-

ficht offen gelegt.

)%. 14.

Der Werth des alten Materials wird den An-

liegern nicht zu Gute gerechnet. Die Stadt, welche
die Unterhaltung bis zur nächften Neuherftellung

übernimmt, verwendet oder veräufsert das Material

zu eigenem Nutzen.

%. 15.

In jedem Falle der Neuherftellung oder Um-

legung eines Trottoirs wird von den Anliegern nur

Erfatz für die wirklich von der Stadt geleifteten

Auslagen nach %. 10a verlangt.

%. 16.

Die Benutzung des Trottoirgeländes Seitens eines
Anliegers zur Anlage von Ventilations—, Licht— oder
Einfüllöffnungen für Kellerräume kann Seitens der
Stadt nur in flets widerruflicher Weife gettattet
werden, wenn fich der Anlieger zur Zahlung einer  

Recognitionsgebühr von zwei Mark pro Jahr und

Oeffnung verpflichtet.

%. 17.

In den Trottoirs, fo wie in den Flofsrinnen und

dem Strafsenpflafter dürfen Gerüftftangen, Spriefsen,

Bauzäune etc. nicht eingegraben werden.

%. 18.

Die Stadt itl nicht früher verpflichtet, in neu

eröffneten oder vollftändig ausgebauten Strafsen

Canäle zu erbauen, als bis fich fäinmtliche Grund-

befitzer zur gleichzeitigen Ausführung und zum An-

fchlufs der Entwäfferungen für ihre Liegenfchaften

auf eigene Kofien nach den von der Stadtverord-

neten—Verfammlung hierfür aufgeflellten Bedingungen

verpflichtet haben und die fiädtifche Hochdruck-

wafferleitung vorher in ihre Hofraithen haben ein-

führen laffen. Die Hausentwäfferungen bis an die

Hausgrenze werden durch die Stadt gleichzeitig mit

dem Bau des Strafsencanals ausgeführt und die

Selbftkof’ten unter Vorlage fpecieller Rechnung von

den Befitzern durch die Stadtkaffe zurückerhpben

und erforderlichen Falles nach der Vorfchrift des

%. 10a beigetrieben.

%. 19.

Werden durch die Stadt alte Canäle befeitigt

und neue erbaut, fo find fämmtliche Hausbefitzer

in den betreffenden Strafsen verpflichtet, ihre alten

Hausentwäfferungen den aufgeflellten Bedingungen

für die neuen Canalanlagen entfprechend umzuändern.

%. 20.

In denjenigen Strafsen, in welchen der Bau von

Canälen Seitens der Stadt vorerft nicht beabfichtigt

ift, können Strafsencanäle nur dann gebaut werden,

wenn die Intereffenten die nach dem Voranfchlag

des Stadtbauamts erforderlichen Koflenbeträge an

die Stadtkaffe vorlegen. Der Bau gefchieht alsdann

als ftädtifcher Canal durch die Stadt, die Ueber-

nahme erfolgt fofort, die Rückzahlung der Vorlage

aber innerhalb 5 jahren nach Vollendung ohne

Zinfen, nachdem den Vorfehriften des %. 18 von

Seiten der Grundbefitzer genügt ift.

%. 21.

In den Strafsen, welche Canäle befitzen, die zur

Aufnahme von Hausabwaffer geeignet find, worüber

das Stadtbauamt vorbehältlich des Recurfes an die

Stadtverordneten-Verfammlung zu entfcheiden hat,

giebt die Stadt die Entwäflerung der betreffenden

Liegenfchaften mittels Anfchluffes an die Canäle

nur dann zu, wenn keinerlei Flüffigkeiten aus den-

felben auf die Strafse geleitet und auch die Regen—

abfallröhren direct in die Canäle geleitet werden.  
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g. 22.

Stallungen, Scheunen, Speicher, Remifen, Watch-
küchen, Abtritte und ähnliche Anlagen dürfen nicht
an die öffentlichen Straßen und Plätze gefiellt werden.

Eine Ausnahme hiervon kann wegen befonderer
Verhältniffe unter der Bedingung zugelaffen werden,
daß derartige Nebengebäude mit dem Hauptgebäude
in eine gefällige architektonifche Verbindung ge-
bracht werden oder für fich das Ausfehen eines
VVohngebäudes haben. Eben fo find die zur öffent—
lichen Benutzung aufgeitellten Bedürfnißhäuschen
von obiger Beftimmung ausgefchlofl'en.

%. 23.

Räume, in denen mit lautem Geräufch verbun-
dene Gewerbe betrieben werden oder in denen
Rauch, Dampf, übelriechende oder ungefunde Luft
erzeugt wird, dürfen in der Regel Oeffnungen nach
der Straße nicht haben;

Liegen diefe Räume hinter der Baufluchtlinie,
fo muß die Entfernung der Oeffnungen von der-
felben mindef’tens 5111 betragen.

0

g. 24.

Die dem @. 16 der deutfchen Gewerbe-Ordnung
unterliegenden Anlagen fallen in der Regel auf die
weitlich der Main-Neckar-Bahn liegenden Stadt-
quartiere befchränkt bleiben.

Ausgenommen hiervon find Vergrößerungen be-
Ptehender Anlagen.

%. 25.

Das Zurücklegen der Gebäude hinter die Bau-
fluchtlinie kann unter folgenden Bedingungen ge—
itattet werden:

a) Wenn die durch das Zurückweichen hinter
die Baufluchtlinie von der Straße aus fickt-
baren Grenzmauern der Nachbarhäufer auf
Kalten des Befitzers des zurückliegenden
Haufes mit Genehmigung des Nachbars ent-
fprechend decorirt oder mindeltens glatt ge-
putzt und angeftrichen werden.

&
b) Wenn das zwifchen der Baufluchtlinie und

der Front des zurückgelegten Gebäudes be-
findliche Land mit Gartenanlagen oder fonft
nicht mißfländigen Anlagen verfehen und
wie die Vorgärten %. 26 abgefchlofl'en wird.

\
/ In der Regel muß die zurückverlegte Bau-

fiucht parallel mit der Bautlucht der Straße
liegen. Mit Genehmigung der Stadtverord-
neten—Verfammlung kann diefes Vorterrain
auch in gewifi'en Fällen zur Verbreiterung
des Trottoirs herangezogen und wie diefes
beteiligt werden.

%. 26.

Das zwifchen den Baufluchtlinien und den Trot-
toirs liegende Vorgartenland iii: entweder in der
fett gefetzten Vorgartenflucht mit metallenem Gitter
auf im Maximum 0,75m hohen, mal'fiven Sockeln
oder auch ganz ohne letztere einzufriedigen und mit
Gartenanlagen zu verfehen. —— Bei geneigten Straßen
hängt die Höhenbeftimmung der Straßen— refp. Vor-
gärten—Einfriedigung von der Baupolizeibehörde ab.

An Stelle der Gartenanlage kann das Vorterrain
mit Einwilligung der Baupolizeibehörde zur Ver-
breiterung des Trottoirs frei gelegt und wie diefes
befeftigt werden. — Scheidexnauern und nicht durch—
brochene Wände im Vorgartenterrain dürfen die

 
Höhe von 1,75m nicht überßeigen.

%. 42.

Ein Gebäude an der Straße

eine Fagadenlänge (Länge an der Straße) von 5 m
haben.

Bei Eckhäufern muß die eine Front wenigftens

muß mindeltens

9m betragen, bei folchen, wo die Baufluchten keinen

rechten Winkel bilden, fell die Ecke Facts abge«
fchrägt fein.

Unter diefem Maß kann der Bau nur gettattet
werden, wenn er als Theil eines fchon bettehenden
Haufes del'felben Befitzers angebaut wird, auch in
der äußeren Erfoheinung fich nicht als felbfiändiges

' Haus geltend macht. 
XI.

. Kölner Ortsftatut vom 9. Auguft 1888,
betreffend die Anlage von Erkern und Balconen über den Ptädtifchen Straßenflächen.

Auf Grund des %. 10 der Städteordnung für die
Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 wird in Betreff
der Bedingungen, unter welchen im Bezirk der
Stadtgemeinde Köln die Anlage von Erkern und
Balconen, welche in die Luftfäule über den öffent-
lichen Strafsenflächen vertreten, geltattet if’t, das
nachfolgende Ortsitatut erlaffen:

@. 1.

Strafsenbrei te.

Die Anlage von Erkern und Balconen über der
Strafsenfläche wird nur geflattet in Straßen, deren
Breite nach dem feftgefiellten Fluchtlinienplan wenig—

ftens 7‘“ beträgt.
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%. 2.

Ausladung.

Die Ausladung der Erker und Balcone darf an

Strafsen und Strafsentheilen von

7 bis 7,5m Breite nicht mehr als 30 cm,
über 7,5 » 8 » » » » » 50 »

» 8 » 10 » » » » » 70 »
» 10 » 12 » » » » » 80 »,

» 12 » 14» » » » » 90 »
» 14 » 17 » » » » » 100 »
» 17 » 20» » » » » 110 »
» 20111 Breite nicht mehr als 120 cm betragen.

Die Ausladung wird gemeffen von der Baufluchtlinie
bis zum äufserlten Vorfprung des Balcons oder
Erkers, jedoch ohne Anrechnung der Gefimfe. Die
Ausladung der letzteren darf indefs 20 cm nicht
überfchreiten.

%» 3»
Abitand von der Nachbargrenze.

- In fo fern nicht'Rechte des Nachbargrundftücks
einen gröfseren Abfland verlangen, müffen Balcone
und Erker mit Ausnahme ihrer Gefime wenigftens
um das anderthalbfache Mais ihrer Ausladung von
der Grenze des Nachbargrundftücks entfernt fein.

@. 3a (in Vorbereitung).

Die Breite der Balcone und Erker darf, an der
breiteften Stelle gemeffen, nicht mehr betragen, als
2/5 der betreffenden Gebäudefront.

%. 4.

Abgaben.

Für die Benutzung der Luftfäule über der öffent»
lichen Strafse find pro Quadratmeter der Ausladung
in der Altftadt und Neuftadt im Allgemeinen fol-
gende einmaligen Abgaben zu entrichten:

a) für einen einfachen Balcon 100 Mark;
b) für jeden Balcon über demfelben 50 Mark;
c) für einen nur an einem Stockwerk angebrach-

ten Erker 200 Mark;

d) für jedes weitere Stockwerk eines Erkers
100 Mark;  

e) für einen Balcon auf oder über dem Erker
50 Mark.

Die anderthalbfachen Abgaben werden '
erhoben an folgenden Straßen und Plätzen der Alt—
fl;adt : Antonsgaffe . Auguftinerplatz , Bechergaffe,
Breiteflzrafse, Brückenftrafse, Bürgerftrafse, Domhof,
Dominikaner, Domklofier, Unter-Fettenhennen7 Fried—
rich -Wilhelmftrafse , Gereonftrafse , Glockengafi'e,
Unter-Goldfchmied, Herzogitrafse, Hohepforte, Unter-
Hutmacher, Unter—Kälten, Columbaftrafse, Comödien-
firafse, Kreuzgaffe, Ludwigftrafse, Marsplatz,. Martin—
itrafse, Marzellenflrafse, Minoritenftrafse, Neumarkt7
Unter — Sachfenhaufen ‚ Salomonsgafl'e, Unter— Seid-
macher, Unter-Tafchenmacher und Wallrafsplatz.

Die doppelten Abgaben werden erhoben an
der Hoheitrafse, Obenmarspforten und Schildergaffe.

Die halben Abgaben werden erhoben in der
‘Neuftadt einfchliefslich beider Seiten der alten Wall—
ftrafse.

Der vierte Theil der Abgaben wird er-
hoben in den Vororten.

%. 5.

Eigenthumsrecht.

Das Eigenthum der vom Balcon oder Erker
überragten Strafsénfläche und der vom Balcon oder
Erker eingenommenen Luftfäule geht nicht an den
Hauseigenthümer über. Diefer erlangt durch Zah»
lung der Abgaben nur das Recht‚ das Strafseneigen-
thum in der gedachten Weife fo lange zu benutzen,
als die Strafsenfronte des Haufes keine wefentliche
Aenderung erleidet.

%. 6.

Erhebung der Abgaben.

Die Erhebung der Abgaben gefchieht im Weige—
rungsfalle auf dem Wege des adminiflzrativen Zwangs—
verfahrens.

%. 7.

Inkrafttretung.

Diefes Ortsftatut tritt fofort nach feiner Ver—
kündigung in Kraft.

XII.

Kölner Ortsftatut vom 18. December 1884,
betreffend den Anfchlufs der bebauten Grundfiücke an die fiädtifche Wafferleitung.

Auf Grund des %. 10 der Städte-Ordnung für die
Rheinprovinz vom 15. Mai 1856, wird in Betreff
des Anfchluffes der bebauten Grundftücke an die
Wafferleitung im Bezirk der Stadt Köln unter Be-

Handbuch der Architektur. IV, 9.

  

zugnahme auf die hierunter aufgenommene, den
gleichen Gegenfland betreffende Polizei—Verordnung
vom IO. October d. ].

laffen:
folgendes Ortsftatut er“

35
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%. I.

Die Befitzer derjenigen Grundftücke‚ auf welche
die Beitimmung des % I Anwendung findet, haben
wegen des Anfchluffes derfelben an die öffentliche
Wafferleitung die erforderlichen Anträge bei der
Direction der flädtifchen Wafferwerke zu fiellen und
it't der Anfchlufs nach den bei der Verwaltung diefer
Werke beitehenden Vorfehriften zu bewirken.

Wird ein folcher Antrag bei beiteheuden Ge-
bäuden nicht binnen einer Friit von vier W0chen
nach Erlafs diefes 0rtsf‘catuts, oder bei erft künftig
zu errichtenden Gebäuden binnen einer gleichen
Frifi; nach deren Vollendung geflellt, fo wird der
Anfchlufs von Amtswegen durch Vermittelung der  

flädtifchen Wafferwerke auf Kelten des Eigenthümers
nach Mafsgabe des für diefe Arbeiten bei der Ver—
waltung der flädtifche'n \Vafferwerke beftehenden
Tarifs bewirkt.

%. 2.

Die Beitreibung der Kofien für die Anlage der
Zuleitung und des vierteljährlich fälligen Waffer-
zinfes erfolgt im \Veigerungsfalle im Wege des
adminiftrativen Zwangsverfahrens.

%. 3.
Diefes Ortsflzatut tritt fofort nach feiner Geneh«

migung und Verkündigung in Kraft.

Polizei-Verordnung vom 10. October 1884.
In Betreff des Anfchluffes der bebauten Grund»

flücke innerhalb des Polizei—Bezirks der Stadt Köln
an die ftädtifche Wafferleitung wird auf Grund der
gg. 5 und 6 des Gefetzes vom 11. März 1850 über
die Polizei-Verwaltung, nach Anhörung des Gemeinde-
Vorftandes und mit Genehmigung der Königl. Re—
gierung, folgende Polizei—Verordnung erlaifen:

%. I.

Jedes Grundfiück‚ auf welchem ein zum dauern-
den Aufenthalt von Menfchen beflimmtes Gebäude
errichtet iPt, mufs an die ftädtifche \Vafferleitung

angefchloffen werden.

%. z.

Ausgenommen von diefem Zwange find nur die—
jenigen Grundflzücke7 von denen feftgef’tellt wird,
dafs durch einen auf denfelben befindlichen Brunnen
für die ausreichende Befchaffung von dauernd gutem
Waffer zum menfchlichen Genufs geforgt ifi.  

%. 3.

Die Verpflichtung, den Anfchlufs der Grundflücke
an die flädtifche Waiferleitung zu bewirken, liegt den
Eigenthümern oder Verwaltern der Grundfiücke ob.

%. 4.
Wer es unterläfft1 das eigenthümlich befeffene

oder verwaltete Grundflück an die flädtifche Waffer-
leitung binnen einer von dem Gemeinde—Vorfiande

zu beftimmenden Fri[t anzufchliefsen, bezw. der-
jenige Eigenthümer oder Verwalter, welcher den
Anfchlufs des Grunditücks an die Wafferleitung nicht
duldet7 verfällt — abgefehen von der Seitens des
Gemeinde-Vorltandes im Wege der Execution zu
bewirkenden Herbeiführung des Anfchluifes —- in
eine Geldftrafe von 3 bis 30 Mark, an deren Stelle
im Unvermögensfalle verhältnifsmäfsige Haft tritt.

%— 5- .
Diefe Polizei»Verordnung tritt mit dem Tage

ihrer Verkündigung in Kraft.

XIII.

Ortsftatut vom ——25'N°Vember‘8843. Februar 1887 ’

betreffend den Anfchlufs der bebauten Grundflücke an die Strafsencanäle im
Bezirke der Stadtgemeinde Köln.

Auf Grund des %. 10 der Städte-Ordnung für
die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 wird in Betreff
des Anfchluffes der bebauten Grundflücke an die
Strafsencanäle im Bezirke der Stadtgemeinde Köln
unter Bezugnahme auf die hierunter aufgenommenen
gg. I und 2 der den gleichen Gegenitand betref-

fenden Polizei-Verordnung vom 23. September (1. _].
folgendes Ortsftatut erlaifen:

%. I.

Die Herf‘cellung des Anfchlufsrohres von dem
Strafsencanal bis auf eine Entfernung von 0,25m
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von der Grenze derjenigen Grundftücke‚ auf welche
die Beftimmung des %. I Anwendung findet, erfolgt
Seitens der Stadt für ftädtifche Rechnung.

%. 2.

Von jedem an einen Strafsencanal angefchlofi'enen
Grundttück ift für die Benutzung der öffentlichen
Entwäfferungs-Anlagen eine jährliche Gebühr in
Höhe von 20 Procent des nach der Liegenfchaft

berechneten, beziehungsweife zu berechnenden je-
weiligen Wafferpreifes zu entrichten, wobei jedoch
die Gartenflächen ausgefchloffen bleiben.

Für gewerbliche Betriebe wird die Gebühr durch
Befehlufs der Stadtverordneten-Verfammlung fett-
gefetzt; jedoch foll diefelbe 20 Procent des Preifes
für das zum gewerblichen Betriebe gelieferte Waffen  

beziehungsweife, wenn das zum Betriebe benöthigte
Waffer auf der Anlage felbft gefördert wird, 20 Pro-
cent des fingirten Wafferpreifes nicht überfleigen.

Bezüglich vorftehender Gebühr findet diefes Orts—
ftatut auch auf die im Bezirke der Altftadt bereits
beftehenden Canalanfchlüffe Anwendung.

%. 3.

Die Beitreibung der auf Grund diefes Ortsftatuts
zu entrichtenden Gebühren erfolgt im Weigerungs-
falle im Wege des adminiftrativen Zwangsverfahrens.

%. 4.

Diefes Ortsftatut tritt fofort nach feiner Geneh-
migung und Verkündigung in Kraft.

Polizei-Verordnung vom 23. September 1884.

Auf Grund der gg. 5 und 6 des Gefetzes über
die Polizei-Verwaltung vom II. März 1850 wird in
Betreff des Anfchlufl'es der bebauten Grundflücke
an die Strafsencanäle im Bezirke der Stadtgemeinde
Köln nach Anhörung des Gemeinde-Vorftandes und
mit Genehmigung der Königl. Regierung folgende
Polizei-Verordnung erlaffen:

%. I.

In denjenigen Strafsen der Stadt, welche bereits
mit einer unterirdifchen Entwäfferungs-Anlage ver-
fehen find oder in denen demnächft Strafsencanäle
angelegt werden, ift jedes bebaute Grundftück durch
ein in daffelbe einzuführendes Rohr (Anfchlufsrohr)
an das Strafsenrohr, refp. an den Strafsencanal an-

Durch das Anfchlufsrohr ifl; das Haus-
und Wirthfchaftswafi'er, fo wie das Regenwaffer in
den Canal abzuführen. Fette Stoffe, insbefondere
Küchenabfälle, Kehricht, Schutt, Afche und Fäcalien,
ferner feuer- und explofionsgefährliche Stoffe, fo wie
folche Stoffe, welche die Canalwandungen befchädi-
gen können, dürfen in das Anfchlufsrohr (den Canal)
nicht abgeführt werden.

Die Einleitung von Fabrik—Abwäffern und Con-
denfations—Wäffern in die öffentlichen Canäle (das
Anfchlufsrohr), fo wie die Bedingungen der Ein-
leitung unterliegen der befonderen Erlaubnifs der
Königl. Polizei-Direction und des Gemeinde-Vor-
ftandes.

(Bemerkung. Gegenwärtig werden diefe Beflim-
mungen dahin geändert, dafs nach Eröffnung der
flädtifchen Kläranlage auch die Fäcalftoffe den Ca-
nälen zuzuführen find.)

zufchliefsen.

 
 

@. 2.

Auf welchen Strafsen die Verbindung der be-
bauten Grundflücke durch Anlage von Anfchlufs—
röhren an den Strafsencanal herzuitellen ift, heftimmt
die Königl. Polizei-Direction im Einvernehmen mit
dem Gemeinde—Vorftand durch öffentliche Bekannt-
machung.

%- 3.
Innerhalb vier Wochen nach erfolgter Bekannt—

machung find die Eigenthümer, refp. Verwalter der
in den betreffenden Strafsen belegenen bebauten
Grundflücke gehalten, der König]. Polizei-Direction
eine volll'tändige Zeichnung des Entwäiferungs—
Projects mit vorgefchriebenen Mafsen in zweifacher
Ausfertigung mittels fchriftlichen Antrages auf Con-
fens-Ertheilung vorzulegen. Erft nach ertheilter
Erlaubnifs iii; die Entwäfl'erungs-Anlage nach den
vorgefchriebenen Bedingungen und innerhalb der zu
beftimmenden Zeit auszuführen. Die Entwäfferungs-
Anlage darf nicht eher in Benutzung genommen
werden, bis die Königl. Polizei-Direction auf Grund
einer technifchen Revifion die Erlaubnifs dazu er-
theilt hat.

%— 4—
Die auf den Grundflücken der betreffenden Strafsen

vorhandenen Abtrittsgruben dürfen in keiner Weife
mit der Hausentwäfferung in Verbindung ftehen oder
gefetzt werden. Jede Verbindung einer Abtritts—
grube mit einer Entwäfferungs-Anlage ift innerhalb
vier Wochen nach gefchehener Aufforderung zu be«
feitigen. (Siehe Bemerkung zu %. I.)
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%- s.
Ueberall, wo die allgemeinen Strafgefetze keine

anderen Strafbeftimmungen enthalten, follen Ueber-

fchreitungen diefer Verordnung mit einer Geld—

bufse von 3 bis 30 Mark, oder im Falle des Un-

vermögens mit verhältnifsmäfsiger Haft geahndet

werden .

Unabhängig von der Befirafung kann die execu-
tivifche Durchführung der Vorfehriften diefer Ver-
ordnung erfolgen.

%. 6.

Vorftehende Polizei-Verordnung tritt mit dem
Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft.

XIV.

Ortsftatut vom 5. Februar 1878,
die Feftftellung von Fabrikbezirken in der Stadt Dresden betreffend.

Auf Grund von %. 23 und %. 27 der Reichs—

Gewerbeordnung, fo wie von %. 17 der Königl. Sächf.

Ausführungsverordnung vom 16. September 1869

und von % 30 der König]. Sächf. Verordnung, die

polizeiliche Beauffichtigung der Dampfkeffel betr.,

vom 6. juli 1871, werden über die Errichtung von

Fabriken und anderen gewerblichen Anlagen inner-

halb des Gemeindebezirks der Stadt Dresden fol-

gende Befiimmungen getroffen:

%. 1.

Fabrikfreie Stadttheile.

Folgende gewerbliche Anlagen, nämlich:

a) diejenigen, welche in %. 16 der Reichs-Ge-

werbeordnung und in dem Nachtrage dazu

vom 2. März 1874 aufgeführt find, oder künftig

noch unter die Befiimmungen von gg. 16 ffg.

der Reichs-Gewerbeordnung werden gefiellt

werden,

b) alle unter die Beitimmung von %. 27 der

Reichs-Gewerbeordnung fallenden gewerb»

lichen Anlagen, dafern deren lärmender Be—

trieb nicht lediglich innerhalb gefehloffener

Räume erfolgt,

bleiben von der Errichtung in denjenigen (auf dem

beigefügten Stadtplane rothumränderten) Stadt-

theilen, welche öftlich und beziehentlich nordöftlich

von einer Linie gelegen find, die

rechts der Elbe

entlang der Sächfifch—Schlefifchen Eifenbahn bis zur

Marienbrücke und

links der Elbe

von letzterer längs der Verbindungsbahn bis an

deren Kreuzung mit der Fall<enfirafse, diefer, fo

wie der Verbindungsfirafse entlang bis zur Chem-

nitzer Strafse und letzterer folgend bis zur Grenze

des Gemeindebezirks gegen Plauen läuft, fo wie

innerhalb des Grofsen Oftrageheges nördlich der

grofsen auf Uebigau zu führenden Allee ausgefchloffen.

 

 

%. 2.

Befchränkung gröfserer Dampfkraft»
anlagen auf gewiffe Bezirke.

Innerhalb der in %. I geordneten fabrikfreien
Stadttheile dürfen überdies Dampfkeffel, welche für
mehr als vier Atmofphären Ueberdruck befiimmt
find, und folche, bei welchen das Product aus der
feuerberührten Fläche in Quadratmetern und der
Dampffpannung in Atmofphären Ueberdruck mehr

(vergl. %. 14 der Bekannt—
machung des Reichskanzlers, allgemeine polizeiliche

als zwanzig beträgt

Beftimmungen über die Anlegung von Dampfkeffeln
betr., vom 29. Mai 1871 und g. 5 der Königl. Sächf.
Ausführungsverordnung vom 6. Juli 1871) lediglich
in folgenden (auf dem beigefügten Stadtplane roth-
lafirten und mit AI und AU bezeichneten) Stadt»
theilen errichtet werden, nämlich in denjenigen

rechts der Elbe gelegenen Stadt-
th e i 1 e n ,

die von einer Linie begrenzt find, welche von der
nördlichen Stadtflurgrenze herein, entlang der Säch-
fifch-Schlefifchen Eifenbahn bis zu deren Kreuzung
mit der Löfsnitzftrafse, diefer und der Louifenflzrafse
entlang bis zur Einmündung in die Priefsnitzf’crafse,
von diefer bis an die Forftftrafse und diefer entlang
bis zur Flurgrenze hinläuft, fo wie auf dem Grund—
fl;ücke der Societäts-Brauerei nördlich der Schiller-
ftrafse.

%. 3.

Gänzlicher Ausfchlufs von Dampfkraft-

anlagen von gewiffen Stadttheilen.

Dampfkraftanlagen jeder Art find ganz ausge-
fchloffen in folgenden (auf dem beigehefteten Stadt»
plan grünlafirten und mit BI, BH und BIII

bezeichneten) Stadttheilen, als

rechts der Elbe

in demjenigen, welcher durch den Priefsnitzbach
von deffen Mündung in die Elbe ab nach Norden
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herauf bis zur Schillerftrafse, von diefer ab durch

die Forflitrafse bis zur Stadtgrenze und von letzterer

nach Offen hin bis wieder an die Elbe umgrenzt

wird, mit Ausnahme jedoch des Grundfiücks der

Societäts—Brauerei nördlich der Schillerftrafse (vergl-

ä. 2), fo wie

links der Elbe

innerhalb des grofsen Oftrageheges nördlich der

grofsen auf Uebigau zu führenden Allee und in dem—

jenigen Stadttheile, welcher durch eine Linie begrenzt

wird, die fich von der Sächfifch-Böhmifchen Eifen—

bahn bei deren Kreuzung mit der Gemeindegrenze

zwifchen Dresden und Strehlen ab nach Weiten bis

zur Kreuzung mit der Pragerftrafse, diefer entlang

nördlich bis zur Wienerftrafse, letzterer entlang öft—

lich bis zur Lüttichaut'trafse, diefer und, die Bürger-

wiefe überfchneidend, der Langeftrafse bis zur

Pirnaifchen Strafse folgend, in letzterer öftlich nach

der Albrechtsgaffe, in diefer nördlich bis zur Grunaer

Strafse, diefer entlang bis zur Blouhmannftrafse und  

in diefer bis zur Striefener Strafse laufend, die letztere

bis zu der im Bebauungsplane, Nr. IVb April 1873

(vergl. Bauregulativ vom 30. October 1874) mit 8

bezeichneten Strafse, und letzterer, fo wie den

Platz E überfchreitend, der Strafse 10 deffelben

Bebauungsplanes folgend bis zur Grenze gegen

Striefen hinzieht.

@. 4.

Alle älteren ortsftatutarifchen

welche nicht mit den gegenwärtigen übereinflimmen,

werden hiermit aufgehoben, jedoch bleibt das Re—

theilweife Verbot von Weiß-

Beftimmungen‚

gulativ über das

gerbereien in Kraft.

Die beftehenden Anlagen werden von den Be-

fchränkungen gegenwärtigen Ortsitatuts nur in fo weit

betroffen, als es auch bei ihnen innerhalb der in

%. 1 bezeichneten Stadttheile nicht zuläffig ift, neue

Dampfkeffel von der in % 2 angegebenen Gröfse

zu errichten.

C. Polizei—Verordnungen.

XV.

Preufsifche Polizei—Vorfchriften vorn 4. December 1847,
betreffend die Errichtung von Gebäuden und die Lagerung von Materialien in der

Nähe von Eifenbahnen.

Bei Errichtung von Gebäuden und Lagerung

von Materialien in der Nähe von Eifenbahnen find

zur Befeitiguug der Feuersgefahr die nachflehenden

Vorfchriften zu befolgen.

I) Liegt die Eifenbahn mit dem anftofsenden

Terrain gleich hoch (oder im Einfchnitt), fo

dürfen Gebäude, welche nicht mit einer feuer»

ficheren Bedachung verfehen find, fo wie

Gebäude, in denen leicht entzündbare Gegen-

ftände aufbewahrt werden follen, nur in einer

Entfernung von mindeftens zehn Ruthen von

der nächften Schiene (in der Horizontale ge—

meffen) errichtet werden; auch darf innerhalb

der gleichen Entfernung die Aufbewahrung

leicht entzündbarer Gegenftände auf freiem

Felde nicht ftattfinden.

Alle anderen Gebäude dürfen nur in einer

Entfernung von mindeftens fünf Rutben von

der nächften Schiene aufgeführt werden.

2) Liegt die Eifenbahn auf einem Damme, fo

müffen die unter ; feftgefetzten Entfernungen  

um das Anderthalbfache der Höhe des Dam-

mes über dem Terrain vergröfsert werden.

Bei einem 20 Fufs hohen Damm z. B. mufs

die Entfernung eines Gebäudes der zuerft

gedachten Kategorie 100 + 11/2 . 20' = 100

+ 30' :: 121/2 Ruthen, die Entfernung eines

anderen Gebäudes aber 5° + 11/2 . 20’ : 5°

+30’ : 71/2 Ruthen von der nächften Schiene

betragen.

3) Die Regierungen find ermächtigt, in einzelnen

Fällen, in welchen durch die örtlichen Ver-

hältniffe auch bei einer geringeren Entfernung

eine Feuersgefahr ausgefchlofi'en wird, Aus-

nahmen eintreten zu laffen; fie haben je—

doch zuvor die gutachtliche Aeufserung

der betreffenden Eifenbahn-Direction zu er-

fordern.

4) Wer diefen Beftimmungen zuwider in der

Nähe von Eifenbahnen Gebäude errichtet

oder Materialien niederlegt, hat deren Fort-

fchaffung auf feine Kofi:en zu gewärtigen,


